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Liebe Mitglieder,  

 

wir melden uns hiermit mit einem neuen Newsletter nach der „Sommerpause“ zurück.  

In den letzten Wochen wurden einige neue Gesetze auf den Weg gebracht bzw. verabschiedet, die die Dis-

kussion in der Fach- und Berufswelt der Psychotherapeut*innen in den nächsten Wochen weiter prägen 

werden. Da ist zunächst die Reform des Psychotherapeutengesetzes zu nennen, die am 1. September in Kraft 

getreten ist und die unseren Verband mit der Psychotherapeuten-Ausbildung intensiv beschäftigt. Zu den 

konkreten neuen Regelungen und rechtlichen Vorgaben finden Sie einiges an Informationen in diesem 

Newsletter. 

Auch das Patientendaten-Schutzgesetz hat mittlerweile den Gesetzgebungsweg passiert. Für den Praxisall-

tag bleiben viele noch zu klärende Fragen, um die sich nun auch der Bundesdatenschutzbeauftragte küm-

mern will.  

Die Pandemie hat unser öffentliches Leben noch fest im Griff. Zu den im Herbst und Winter nochmals 

wichtiger werdenden Möglichkeiten der Videobehandlung finden Sie ebenfalls Hinweise in diesem 

Newsletter.  

Wir freuen uns, dass auch in Corona-Zeiten der Verbands-Austausch nicht abflacht, sondern dass über vir-

tuelle Wege und auch mittlerweile wieder über kleinere Präsenzsitzungen, unter Berücksichtigung entspre-

chender Hygienemaßnahmen, weiterhin diskutiert und sich über eine große Bandbreite an Themen ausge-
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tauscht wird. Wenn Sie mehr zu den DGVT-Kommissionen und Fachgruppen, in deren Rahmen ein wich-

tiger Teil unseres Vereinslebens stattfindet, erfahren wollen, finden Sie auf unserer Homepage wichtige 

Informationen dazu (www.dgvt.de/wir-ueber-uns/). Wenn Sie interessiert sind an einer Mitarbeit in einem 

dieser Gremien oder wenn Sie ein Thema haben, das Sie gerne mit uns diskutieren wollen – nehmen Sie 

gerne Kontakt mit uns auf: dgvt@dgvt.de. 

 

Mit den besten Grüßen 

Aline Schneider, Kerstin Burgdorf und das Team aus der Bundesgeschäftsstelle 

 

 

Aus der DGVT 
 

 

 Bundesverdienstkreuz für Andrea Benecke – Wir gratulieren herzlich! 

Wir freuen uns sehr, dass Dr. Andrea Benecke, unsere langjährige DGVT(-BV)-Landessprecherin in 

Rheinland-Pfalz, am 3. September 2020 für ihre herausragenden Verdienste mit dem Bundesverdienst-

kreuz geehrt wurde.  

Die Übergabe des vom Bundespräsidenten verliehenen „Verdienstkreuz am Bande des Verdienstor-

dens der Bundesrepublik Deutschland“ übernahm die rheinland-pfälzische Ministerin für Soziales, 

Arbeit, Gesundheit und Demografie, Sabine Bätzing-Lichtenthäler.  

Andrea Benecke ist Vizepräsidentin der Bundespsychotherapeutenkammer sowie Vizepräsidentin der 

Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz. Sie leitet die Poliklinische Institutsambulanz der 

Universität Mainz. Andrea Benecke engagiert sich für die Versorgung psychisch erkrankter Menschen 

sowie für die Versorgung somatisch erkrankter Menschen mit zusätzlichen psychischen Belastungen. 

Darüber hinaus setzt sie sich für die Verankerung und Etablierung unseres Berufes im deutschen Ge-

sundheitswesen ein.  

Wir gratulieren Andrea Benecke und freuen uns sehr über diese herausragende Würdigung ihres jah-

relangen Engagements. Es hebt zudem die gesellschaftliche Relevanz der Arbeit unseres Berufsstan-

des mit Menschen mit psychischen Erkrankungen in besonderem Maße hervor.  

Die Laudatio von Ministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler auf Andrea Benecke finden Sie hier. 

 

 Qualitätssicherung in der ambulanten Psychotherapie – DGVT-Interview mit Jürgen Matzat, 

Patientenvertreter im Unterausschuss Psychotherapie des G-BA  

Die geplante Ersetzung des Gutachterverfahrens im Rahmen der ambulanten Psychotherapie durch 

eine noch zu entwickelnde neue Form der Qualitätssicherung beschäftigt momentan unsere Berufs-

gruppe. Das Interview mit Jürgen Matzat, Patientenvertreter im Unterausschuss Psychotherapie des 

G-BA, führte Oliver Kunz, Mitglied des geschäftsführenden Vorstands der DGVT und ihres Berufs-

verbands DGVT-BV. Das Gespräch beleuchtet das aktuelle Thema aus Perspektive des Berufsstands 

und von Patient*innenseite. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 DGVT unterstützt internationales Hilfsprojekt: Digitale Hilfe für internationale Krisenregionen 

Opfern von Krieg, Misshandlung, sozialer Isolation und Unterdrückung soll schnell und unkompliziert 

mit psychotherapeutischen Angeboten geholfen werden. Die meisten Menschen, die in internationalen 

Krisenregionen leben, können von einer medizinischen Versorgung, so wie wir sie in Deutschland 

genießen, nur träumen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Die DGVT und ihr Berufsverband DGVT-BV fördern ein Forschungsprojekt zur Entwicklung 

von Kompetenzstandards für Berater*innen 

Als einer der in der Deutschen Gesellschaft für Beratung e.V. (DGfB) zusammengeschlossenen 24 

Verbände professioneller Berater*innen mit insgesamt über 25.000 Mitgliedern fördern die DGVT 

und ihr Berufsverband DGVT-BV über 25 Prozent dieses Forschungsprojekts. In den kommenden 

zwei Jahren wird wissenschaftlich fundiert beschrieben, an welchen überprüfbaren Kompetenzen man 

file:///C:/Users/dgvt/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/GETJPP5K/www.dgvt.de/wir-ueber-uns/
file:///C:/Users/dgvt/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/GETJPP5K/dgvt@dgvt.de
https://www.lpk-rlp.de/fileadmin/user_upload/03.09.2020_Laudatio_Verdienstkreuz_der_BRD_Dr._Andrea_Benecke.pdf
https://www.dgvt.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Matzat.pdf
https://www.dgvt.de/aktuelles/details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=5402&cHash=cc0d824e263995d0873b2c87dec1d735
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gute Berater*innen erkennen kann. Das Ergebnis bildet die Grundlage für den „Deutschen Qualifika-

tionsrahmen Beratung“ (DQR). Der Qualifikationsrahmen macht Beratungskompetenzen überprüfbar 

und sichtbar.  

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 
 

Berichte aus den Landesgruppen 
 

 

 BERLIN 

Peter Tossmann in den Vorstand der Psychotherapeutenkammer Berlin gewählt  

Peter Tossmann von unserer DGVT(-BV)-Liste „Neue Wege“ wurde auf der letzten Delegiertenver-

sammlung in den Vorstand der Psychotherapeutenkammer Berlin gewählt. Wir gratulieren Peter Toss-

mann ganz herzlich und wünschen einen guten Start sowie viel Erfolg und Freude bei allen neuen 

Aufgaben.  

Peter Tossmann übernahm zum 1. September 2020 das Amt von Alfred Luttermann, der aus dem 

Vorstand ausschied.  

Wir möchten uns an dieser Stelle bei Alfred Luttermann für sein jahrelanges großes Engagement und 

seine bedeutsame Arbeit ganz herzlich bedanken und wünschen ihm alles Gute für die kommende 

Zeit!  

 

Aktuelles zu Corona / COVID - 19 
 

 

 Krisen-Beratung durch Psychotherapeut*innen für Pflegende – Hilfsangebot von BPtK und 

Deutschem Verband für Pflegeberufe 

Für Pflegende in der Corona-Krise gibt es ein neues, psychotherapeutisches Beratungsangebot. Der 

Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe DBfK und die Bundespsychotherapeutenkammer BPtK stel-

len beruflich Pflegenden ein kostenfreies COVID-19-Hilfsangebot zur Verfügung. Für die Dauer der 

COVID-19-Pandemie bieten engagierte Psychotherapeut*innen hier unentgeltlich ihre Unterstützung 

beruflich Pflegender an. Die kostenfreie Telefonberatung ist insbesondere gedacht für Personal in Kli-

niken, Altenheimen und in der häuslichen Versorgung. Beruflich Pflegende sind während der Corona-

Pandemie vielfach extremen psychischen Belastungen ausgesetzt. Mit der neuen Telefonberatung sol-

len Pflegende kurzfristig und professionell unterstützt werden. Wer sich durch die aktuellen berufli-

chen Herausforderungen belastet fühle, kann über die Internetplattform www.psych4nurses.de kurz-

fristig 30-minütige Beratungstermine buchen. 

 

 Erste Studie zu häuslicher Gewalt während der Corona-Pandemie – TU München legt Ergeb-

nisse vor 

Die erste große Studie zu Erfahrungen von Frauen und Kindern in Deutschland während der Pandemie 

ergab, dass rund 3 Prozent der Frauen in Deutschland in der Zeit der strengen Kontaktbeschränkungen 

zu Hause Opfer körperlicher Gewalt wurden, 3,6 Prozent wurden von ihrem Partner vergewaltigt. In 

6,5 Prozent aller Haushalte wurden Kinder gewalttätig bestraft. Dies zeigt die erste große repräsenta-

tive Umfrage zu häuslicher Gewalt während der Corona-Pandemie. Waren die Frauen in Quarantäne 

oder hatten die Familien finanzielle Sorgen, lagen die Zahlen deutlich höher. Nur ein sehr kleiner Teil 

der betroffenen Frauen nutzte Hilfsangebote. Hinweis zur Studie: Ein Vergleich der Zahlen der Studie 

mit Daten aus der Zeit vor der Pandemie wäre nicht aussagekräftig, da bisherige Studien nach Gewalt-

erfahrungen innerhalb längerer Zeiträume gefragt haben, nicht aber nach einem Zeitraum weniger 

Wochen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 KV Westfalen-Lippe veröffentlicht Zahlen: Nur wenige psychotherapeutische Praxen waren im 

Quartal 1-2020 auf finanzielle Unterstützung angewiesen 

Im Rahmen der KVWL-Vertreterversammlung am 4. September 2020 wies Dirk Spelmeyer, KV-Vor-

stand der KV WL, auf die Auswertung der Zahlen aus dem ersten Quartal hin, die zeigen, dass nur 

https://www.dgvt.de/fileadmin/Aktuell/Gute_Beratung_einfach_erkennen.pdf
http://www.psych4nurses.de/
https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/covid-19/artikel/article/36053/
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wenige psychotherapeutische Praxen aufgrund der Pandemie mehr als 10 % ihres Umsatz verloren 

haben. Die weit überwiegende Zahl der Praxen hat sich demnach sehr schnell wieder dem Regelbetrieb 

angenähert. Gleichwohl war das 1. Quartal mit noch relativ geringen Corona-Auswirkungen nur ein 

Probelauf. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Psychotherapie über Video nimmt in Corona-Pandemie stark zu – Psychotherapeutenkammer     

Rheinland-Pfalz informiert 

Vor der Corona-Pandemie haben dies rund fünf Prozent der niedergelassenen Therapeut*innen in 

Rheinland-Pfalz angeboten, jetzt sind es fast 80 Prozent. „Die Erfahrungen sind gemischt“, sagte die 

Präsidentin der Landespsychotherapeutenkammer, Sabine Maur, im Gespräch mit der Deutschen 

Presse-Agentur in Mainz. „Face to face ist schon der Goldstandard. Beziehung und Privatsphäre sind 

dann ganz anders.“ Die Körpersprache sei bei Videoschalten dagegen fast gar nicht erkennbar, Mimik 

und Blickkontakte nur eingeschränkt. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 KfW-Corona-Hilfe für gemeinnützige Organisationen 

Gemeinsam mit den Landesförderinstituten fördert die KfW gemeinnützige Organisationen mit Sitz 

in Deutschland, die durch die Coronakrise in Finanzierungsschwierigkeiten geraten sind. Mit dem 

KfW-Sonderprogramm werden bspw. Anschaffungen wie Fahrzeuge und Einrichtungsgegenstände 

(Investitionen), alle laufenden Kosten wie Miete und Gehälter (Betriebsmittel) oder Material- und 

Warenlager gefördert. Organisationen wie Einrichtungen des Müttergenesungswerks, Familienferi-

enstätten, Frauenhäuser, Beratungsstellen gegen Gewalt und Männerschutzwohnungen, Einrichtungen 

der Jugend- und Familienbildung, Jugendherbergen und Schullandheime oder Werkstätten für behin-

derte Menschen und Sozialkaufhäuser können bis zum 30. Dezember 2020 die Förderung beantragen. 

Dazu wenden Sie sich bitte an das Landesförderinstitut Ihres Bundeslandes. Bitte beachten Sie, dass 

die Förderung nicht in allen Bundesländern erhältlich ist. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Fach- und berufspolitische Informationen 
 

 

 Novelliertes Psychotherapeutengesetz am 1. September in Kraft getreten – Informationen der 

BPtK 

Am 1. September 2020 ist das neue Psychotherapeutengesetz und die Approbationsordnung für Psy-

chotherapeut*innen in Kraft getreten. Anbei eine Zussamnfassung der wesentlichen Änderungen: 

Ab dem Wintersemester 2020 können nun die neuen Bachelor- und Masterstudiengänge, die zur Ap-

probation als Psychotherapeut*in führen können, von Universitäten angeboten werden. Nach dem 

Masterstudium können Studierende mit einer Staatsprüfung abschließen, die Approbation erhalten und 

anschließend eine Weiterbildung zum/zur Fachpsychotherapeut*in für Erwachsene oder für Kinder 

und Jugendliche durchlaufen. Während der Weiterbildung ist eine Vergütung der Tätigkeit im statio-

nären oder ambulanten Sektor vorgesehen: Wer künftig mit der Weiterbildung beginnt, ist bereits ap-

probierte/r Psychotherapeut*in und hat einen Anspruch auf eine sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigung. Die Reform schließt dabei auch eine Vergütung von Ausbildungsteilnehmer*innen ein, 

die in der Übergangsphase noch nach altem Recht das „Psychiatriejahr“ absolvieren müssen. Während 

der praktischen Tätigkeit in stationären Einrichtungen der Psychiatrie haben sie einen Anspruch auf 

eine Vergütung in Höhe von 1.000 Euro im Monat, wenn sie diese praktische Tätigkeit in Vollzeitform 

absolvieren (Erläuterungen können der BPtK-Info entnommen werden: www.bptk.de/mindestens-1-

000-euro-verguetung-fuer-psychotherapeutinnen-in-ausbildung/ ). 

Die BPtK hat in ihrer Broschüre „BPtK-Zukunft: Infos für künftige Psychotherapeut*innen“ alle we-

sentlichen Informationen zu den Änderungen ab dem 1. September 2020 zusammengestellt. 

 

 

https://www.kvwl.de/wir/selbstverwaltung/vv_berichte/2020_09_04_vv_spelmeyer.pdf
https://www.rheinpfalz.de/politik/rheinland-pfalz_artikel,-psychotherapie-%C3%BCber-video-nimmt-in-corona-pandemie-stark-zu-_arid,5106464.html
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Soziale-Organisationen-und-Vereine/Infrastruktur/Globaldarlehen-gemeinn%C3%BCtzige-Organisationen-(279)/
http://www.bptk.de/mindestens-1-000-euro-verguetung-fuer-psychotherapeutinnen-in-ausbildung/
http://www.bptk.de/mindestens-1-000-euro-verguetung-fuer-psychotherapeutinnen-in-ausbildung/
https://www.bptk.de/bptk-zukunft-infos-zur-ausbildung-fuer-kuenftige-psychotherapeutinnen/
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 Was gilt für nach bisherigem Recht approbierte Psychologische Psychotherapeut*innen und 

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen? DGVT-Info für unsere Mitglieder 

Weiterführen der alten Berufsbezeichnungen 

Nach bisherigem Recht approbierte PP und KJP behalten ihren berufs- und sozialrechtlichen Status 

vollumfänglich. In § 26 Psychotherapeutengesetz (neue Fassung) ist eine Übergangsregelung für 

PP/KJP vorgesehen (https://www.gesetze-im-internet.de/psychthg_2020/__26.html). Danach dürfen 

die beiden Berufsbezeichnungen weiterhin in dieser Form geführt werden. 

Neue sozialrechtliche Befugnisse 

Seit dem 1. September 2020 sind zusätzliche sozialrechtliche Befugnisse zu den bisherigen Befugnis-

sen hinzugekommen: ab sofort dürfen PP und KJP auch psychiatrische häusliche Krankenpflege ver-

ordnen (vgl. https://www.kbv.de/html/1150_48082.php). Hierzu fehlen zunächst noch die notwendi-

gen Richtlinien, die der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in Kürze beschließen wird.  

Der G-BA wurde zudem beauftragt, weitere Maßnahmen zur Förderung der Gruppenpsychotherapie 

und zur Vereinfachung des Antrags- und Gutachterverfahrens zu erarbeiten. Auch hier ist in nächster 

Zeit mit den entsprechenden Richtlinien zu rechnen.  

Neue Qualitätssicherung in der ambulanten Psychotherapie / Ersetzung des Gutachterverfah-

rens 

Mit dem neuen Psychotherapeutengesetz (1. September 2020) ist der G-BA beauftragt worden, bis 

zum 31. Dezember 2022 eine neue Qualitätssicherung in der ambulanten Psychotherapie zu entwi-

ckeln. Mit Einführung des neuen Qualitätssicherungsverfahrens bis Ende 2022 soll dann das bisherige 

Antrags- und Gutachterverfahren abgeschafft werden. Bis dahin ist das jetzt in der Psychotherapie-

Richtlinie geregelte Antrags- und Gutachterverfahren für die Einzelpsychotherapie gültig. DGVT und 

DGVT-BV diskutieren das Thema derzeit in den unterschiedlichen Gremien des Verbands und im 

Rahmen des Gesprächskreises II der Psychotherapeutenverbände. 

 

 Weiterbildungsgebiete für eine gute Versorgung im Transitionsalter 

Fachgespräch der BPtK zur Reform der Musterweiterbildungsordnung am 24. Juni 2020 

Die BPtK hat eine breit angelegte interne Veranstaltung zu den Änderungen der Musterweiterbil-

dungsordnung durchgeführt, deren Vorträge mittlerweile veröffentlicht sind. In den Vorträgen ging es 

zum einen um die Unterscheidung zwischen den Alters-Gebieten „Kinder und Jugendliche“ und „Er-

wachsene“ – eine Herausforderung für die Berufsgruppe. Wie diese Veränderungen im Transitionsal-

ter in die Qualifikation künftiger Psychotherapeut*innen einfließen sollen, war Gegenstand der Über-

legungen im zweiten Teil des BPtK-Fachgesprächs. Hier stellte Prof. Martin Stellpflug u. a. den be-

rufs- und sozialrechtlichen Rahmen dar. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 PDSG gefährdet Vertrauensverhältnis zwischen Patient*innen und Behandler*innen–  

KBV-Vertreterversammlung unterstützt Antrag der Psychotherapeut*innen 

Die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung hat am 11. September 2020 einen 

Antrag der Vertreter*innen der Psychotherapeut*innen beschlossen, den wir hier im Wortlaut veröf-

fentlichen möchten. Die Vertreterversammlung der KBV fordert darin eine Digitalisierung, die dem 

Patientendatenschutz und den Patientenrechten gerecht wird, die die Vertrauensbeziehung und die 

Schweigepflicht schützt und die einen tatsächlichen Mehrwert für die Praxen bringt. Die Vertreterver-

sammlung fordert den Bundesrat auf, den Vermittlungsausschuss anzurufen, so dass ein Patientenda-

ten-Schutzgesetz (PDSG) erarbeitet wird, das diesen Grundsätzen genügt und damit die Basis einer 

verantwortungsvollen Digitalisierung bilden kann. 

Der Antrag der Vertreter*innen der Psychotherapeut*innen wurde von der Vertreterversammlung mit 

großer Mehrheit angenommen.  

 

Kommentar: Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 18. September 2020 leider nicht entschieden, 

den Vermittlungsausschuss anzurufen. Damit bleibt das PDSG aus Sicht des Patientendatenschutzes 

und der Patientenrechte problematisch. Zudem bringt es auch keinen tatsächlichen Mehrwert für die 

Praxen. (Das PDSG sieht keine feste Einwilligung der Patient*innen zur individualisierten Datenaus-

wertung vor und entspricht damit exakt dem Änderungsvorschlag der Krankenkassen. Damit wird die 

Rolle der Krankenkassen gestärkt, ihren Versicherten individualisierte Versorgungsangebote zu ma-

chen – nun auch ohne ausdrücklich Zustimmung der Versicherten. Diese Vorgehensweise stellt nicht 

https://www.gesetze-im-internet.de/psychthg_2020/__26.html
https://www.kbv.de/html/1150_48082.php
https://www.bptk.de/weiterbildungsgebiete-fuer-eine-gute-versorgung-im-transitionsalter/
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nur einen massiven Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung der Patient*innen dar, sondern 

gefährdet auch das Vertrauensverhältnis zwischen Ärzt*innen/Psychotherapeut*innen und ihren Pati-

ent*innen.) Die DGVT und der DGVT-BV hatten sich von Beginn des Gesetzgebungsverfahrens an 

für eine adäquate Regelung im Gesetz eingesetzt.  

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Elektronische Patientenakte - Datenschutz in der Kritik 

Datenschützer*innen, Oppositionspolitiker*innen und Verbände kritisieren Teile der Regelungen zur 

elektronischen Patientenakte: In der geplanten Form stünde die digitale Akte im Widerspruch zu zent-

ralen datenschutzrechtlichen Vorgaben.  

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Ulrich Kelber (SPD), hält die geplante Umsetzung der 

elektronischen Patientenakte (ePA) in Teilen für europarechtswidrig. Gemeinsam mit Datenschützer-

kolleg*innen aus der Länderebene wandte er sich mit der Warnung an die Öffentlichkeit, die gesetz-

liche Krankenversicherung (GKV) drohe mit der ePA gegen die europäische Datenschutz-Grundver-

ordnung (DSGVO) zu verstoßen. Im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungsverfahren zum Patien-

tendaten-Schutzgesetz (PDSG) habe er wiederholt auf die dringende Notwendigkeit einer DSGVO-

konformen Ausgestaltung der ePA-Regelungen hingewiesen. Mit dem aus seiner Sicht „unbefriedi-

genden“ Ergebnis – sollte das PDSG im September unverändert den Bundesrat passieren und die Kas-

sen zum 1. Januar 2021 die ePA nach PDSG-Norm anbieten – würden sie gegen die DSGVO versto-

ßen. Kelber betonte ausdrücklich, dass auch er als Bundesbeauftrager die Digitalisierung im Gesund-

heitswesen unterstütze – diese müsse aber datenschutzkonform erfolgen. Deshalb werde er gegenüber 

den in seinen Zuständigkeitsbereich fallenden bundesweit geöffneten Krankenkassen aufsichtsrechtli-

che Vorgaben machen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Klimakrise hat Auswirkungen auf psychische Gesundheit 

Die Klimakrise hat eine erhebliche Auswirkung auf die psychische Gesundheit – hierauf macht die 

Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz aufmerksam in einem Gespräch mit der Deutschen 

Presse-Agentur. "Angst und das starke persönliche Ohnmachtserlebnis, wenig ändern zu können, dazu 

kommt die Sorge um unsere Kinder und die Frage, was für eine Zukunft sie haben werden."  

Das Problem ließe sich nicht psychotherapeutisch lösen, es sei ein gesellschaftliches Problem. Hier 

sei die Politik gefordert. Um auf diese Einfluss zu nehmen, engagierten sich daher viele Psychothera-

peut*innen bei den "Psychotherapists for future". 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Opferrechte im Strafverfahren – Hinweisseite des UBSKM 

Das Internetangebot des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 

(UBSKM) gibt wichtige Hinweise für von sexuellem Missbrauch Betroffene, die ein Strafverfahren 

anstreben. Die Seite gibt u.a. Informationen zum Ablauf der Erstattung einer Strafanzeige. Wer Opfer 

einer Straftat geworden ist, kann gegen den/die Täter*in - auch mündlich - Strafanzeige erstatten. 

Dabei ist es nicht erforderlich, dass das Opfer den/die Täter*in namentlich kennt. Zur Entgegennahme 

von Strafanzeigen sind jede Polizeidienststelle, die Staatsanwaltschaften und die Amtsgerichte ver-

pflichtet. Weitere Themen: Zeugnisverweigerungsrecht, besondere Rechte durch eine Straftat verletz-

ter Zeug*innen, schonende Vernehmung von Opfern, Befugnisse für Nebenkläger*innen, Recht auf 

Bestellung eines*r Opferanwält*in, psychosoziale Prozessbegleitung, rechtliche Beratung mit „Be-

rechtigungsschein“, Prozesskostenhilfe, Spezielle Schutzvorschriften für Kinder. 

Diese Seite gibt zudem Hinweise und Adresslisten über Rechtsberatung durch Beratungsstellen der 

Opferhilfe (zum Beispiel WEISSER RING e. V.), Rechtsberatungsstellen der Amtsgerichte oder 

Rechtsanwält*innen. Die sog. „Opfer-Fibel“ des Bundesjustizministeriums umfasst unter anderem ei-

nen umfangreichen Adressteil mit Hinweisen auf Beratungsstellen. Sie steht hier zum Download be-

reit. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

 

 

https://www.kbv.de/media/sp/2020-09-11_Beschluesse_KBV-VV.pdf
https://www.aerzteblatt.de/archiv/215570/Elektronische-Patientenakte-Datenschutz-in-der-Kritik
https://www.lpk-rlp.de/detail/artikel/klimakrise-hat-auswirkungen-auf-psychische-gesundheit.html
https://beauftragter-missbrauch.de/recht/strafrecht/opferrechte-im-strafverfahren#c635
http://www.hilfeportal-missbrauch.de/fileadmin/user_upload/Informationen/Uebersicht_Recht/OpferFibel.pdf
https://www.hilfeportal-missbrauch.de/informationen/uebersicht-recht.html
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 Statistisches Bundesamt fragt Daten zur Kostenstruktur von Praxen ab 

Das Statistische Bundesamt (DESTATIS) führt auf der Grundlage des Gesetzes über Kostenstruktur-

statistik alle vier Jahre eine repräsentative Untersuchung zur Kostenstruktur bei psychotherapeuti-

schen Praxen, Arzt- und Zahnarztpraxen durch. Die Ergebnisse der Kostenstrukturuntersuchung die-

nen unter anderem der Erstellung volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen. Auch die Kammern und 

Berufsverbände können auf die zuverlässigen Daten zurückgreifen und sie für ihre berufspolitischen 

Aktivitäten nutzen. Psychologische Psychotherapeut*innen und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-

rapeut*innen können aufgrund der Daten eigene betriebswirtschaftliche Vergleiche für ihre Praxis 

durchführen.  

Im Herbst findet eine neue Befragung für das Berichtsjahr 2019 statt: Anfang Oktober 2020 wird das 

Statistische Bundesamt die Heranziehungsbescheide mit den Zugangsdaten zu den Online-Fragebögen 

an die per Zufallsstichprobe ausgewählten, auskunftspflichtigen Praxen verschicken. Fragen zu der 

Erhebung beantwortet das Statistische Bundesamt. Die Veröffentlichung der Ergebnisse ist für den 

Sommer 2021 geplant. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Sprachmittlung in der Migrations- und Flüchtlingsberatung: Eine Arbeitshilfe für Fachkräfte 

der Migrationssozialarbeit 

Mit dieser Arbeitshilfe möchte der Paritätische Gesamtverband die Fachkräfte der Migrationssozial-

arbeit für die Veränderung der Beratungssettings durch den Einsatz einer dolmetschenden Person sen-

sibilisieren, um einen bewussten und sichereren Umgang mit Sprachmittlung in der Beratungspraxis 

zu unterstützen.  

Dank der vielfältigen sprachlichen Kompetenzen der Fachkräfte der Migrationssozialarbeit kann die 

Beratung häufig in der Muttersprache der Ratsuchenden erfolgen. Die Migrationsprozesse der letzten 

Jahre haben jedoch die Heterogenität der Zielgruppe erhöht. Damit ist auch der Bedarf an Unterstüt-

zung durch Sprachmittler*innen gestiegen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Erste Lesung des Krankenhauszukunftsgesetzes im Bundestag am 10. September 2020 

Die BPtK berichtet am 10. September 2020 unter der Überschrift „Weichenstellung für mehr Psycho-

therapie in der Psychiatrie“ über das geplante Krankenhauszukunftsgesetz:  

Es bleibt beim gesetzlichen Auftrag an den Gemeinsamen Bundesausschuss, eine Mindestanzahl an 

Psychotherapeut*innen in psychiatrischen und psychosomatischen Krankenhäusern vorzugeben. Dies 

geht aus dem Entwurf des Krankenhauszukunftsgesetzes (BT-Drs. 19/22126) hervor, das am 

10.09.2020 im Bundestag in erster Lesung beraten wird. Allerdings müssen die Mindestvorgaben nicht 

mehr je Krankenhausbett festgelegt werden. „Patient*innen in psychiatrischen Kliniken erhalten häu-

fig nicht so viel Psychotherapie angeboten, wie es nach Leitlinien erforderlich ist“, erklärt Dr. Dietrich 

Munz, Präsident der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK). „Deshalb sind Mindestvorgaben für 

Psychotherapeut*innen, die nicht unterschritten werden dürfen, überfällig. Es ist schon viel zu viel 

Zeit verstrichen, ohne dass der Auftrag, der bereits im November 2019 an den Gemeinsamen Bundes-

ausschuss erteilt wurde, ernsthaft beraten wurde.“ 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Autorinnenpapier der AG Gesundheit und Pflege, Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 

mit Vorschlägen für eine Reform der Krankenhausversorgung 

Unter der Überschrift „Mehr Zukunft, Verlässlichkeit und Patientenorientierung in der Krankenhaus-

politik“ haben die Abgeordneten der Fraktion der Grünen im Bundestag, Maria Klein-Schmeink, Kirs-

ten Kappert-Gonther, Kordula Schulz-Asche und Bettina Hoffmann am 25. August 2020 ein Papier 

veröffentlicht, in dem eine sektorenübergreifende Vergütung vorgeschlagen wird. Medizinische Leis-

tungen sollen sektorenübergreifender erbracht und auch vergütet werden, ebenso ist von „kooperativer 

Ökonomie“ und einem „übergreifenden (virtuellen) Budget“ die Rede. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

 

 

https://www.ptk-nrw.de/de/aktuelles/nachrichten-2020/detail/article/statistisches-bundesamt-fragt-daten-zur-kostenstruktur-ab.html
https://www.der-paritaetische.de/index.php?id=25&tx_news_pi1%5bnews%5d=12753&tx_news_pi1%5bcontroller%5d=News&tx_news_pi1%5baction%5d=detail&cHash=c606bb6121f20f1678b4837085622f1a
https://www.bptk.de/weichenstellung-fuer-mehr-psychotherapie-in-der-psychiatrie/
https://www.klein-schmeink.de/data/user/PDF-Dokumente/2020/Autorinnenpapier_der_AG_Gesundheit_und_Pflege_Bundestagsfraktion_B%C3%BC90_Die_Gr%C3%BCnen.pdf
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 Krebs und Armut – ein Positionspapier der Deutschen Krebshilfe 

In ihrem Positionspapier weisen die Deutsche Krebshilfe und der Bundesverband – Haus der Krebs-

Selbsthilfe auf Defizite hin und appellieren an Vertreter*innen der Politik und der Sozialversiche-

rungsträger, die finanzielle Situation betroffener Krebspatient*innen umgehend zu verbessern. Es wird 

befürchtet, dass durch die Coronakrise das Armutsrisiko von Krebsbetroffenen weiter ansteigt. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Gaming, Social-Media & Corona: DAK-Gesundheit startet Präventionsoffensive „Mediensucht 

2020“ 

Die Drogenbeauftragte der Bundesregierung hat eine aktuelle Studie zum Thema "Mediensucht" vor-

gestellt. Forscher des Deutschen Zentrums für Suchtfragen des Kindes- und Jugendalters am Univer-

sitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) hatten dafür rund 1200 Familien mit Kindern im Alter 

zwischen zehn und 17 Jahren befragen lassen. Verglichen wurden dabei Erhebungsdaten von Septem-

ber 2019 und April 2020. „Die ersten Ergebnisse sind alarmierend“, sagt Andreas Storm, Vorstands-

chef der DAK-Gesundheit. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Umsetzungsstart der Nationalen Demenzstrategie 

Im September beginnt die Umsetzung der vom Bundeskabinett beschlossenen Demenzstrategie. Der-

zeit sind hierzulande 1,6 Millionen Menschen an Demenz erkrankt, 2050 könnte die Zahl bei 2,8 Mil-

lionen liegen. Darauf wollen Bundesseniorenministerin Franziska Giffey (SPD), Bundesgesundheits-

minister Jens Spahn (CDU) und Bundesforschungsministerin Anja Karliczek (CDU) Deutschland vor-

bereiten. Sie sagen: „Wir brauchen ein neues Bewusstsein in allen Bereichen des Lebens, soziale Un-

terstützungsnetzwerke vor Ort, gute medizinische Versorgung und erstklassige Forschung.“ Die Stra-

tegie umfasst 27 Ziele und rund 160 Maßnahmen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Studie des Paritätischen belegt akute Mangellagen eines Lebens mit Hartz IV 

Die derzeit gewährten Leistungen in Hartz IV schützen nicht vor Armut, so das Ergebnis einer aktu-

ellen Studie der Forschungsstelle des Paritätischen Gesamtverbands. Im Ergebnis fehlt es den Be-

troffenen insbesondere an Geld für eine ausgewogene, gesunde Ernährung und auch ein Mindestmaß 

an sozialer, politischer und kultureller Teilhabe ist entgegen der verfassungsrechtlichen Vorgaben 

nicht gewährleistet, so die Befunde. Der Paritätische kritisiert scharf, dass die Bundesregierung bisher 

keinerlei Bereitschaft erkennen lässt, die finanzielle und soziale Lage von Hartz IV-Beziehenden zu 

verbessern. Gerade in der aktuellen Krisensituation bedeute der Alltag mit Hartz IV existenzielle Not. 

Neben einer grundsätzlich endlich bedarfsgerechten Anhebung der Regelsätze seien daher sofortige 

finanzielle Hilfsmaßnahmen erforderlich, fordert der Verband. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Jedes zweite Krebsregister erfüllt die Kriterien nicht 

Der Aufbau klinischer Krebsregister wurde vor sieben Jahren gesetzlich beschlossen – doch mehrere 

Bundesländer bleiben weit hinter dem Plan zurück. 10 der 18 Register liefern teils Datensalat, so be-

richtet die Deutsche Ärztezeitung am 31. August 2020. Es heißt weiter, dass der GKV-Spitzenverband 

eine kritische Bilanz der bisherigen Aufbauarbeit bei klinischen Krebsregistern gezogen hat. Hinter-

grund ist eine Bestandsaufnahme des Beratungsunternehmens Prognos, das den Status quo der Regis-

ter in allen Bundesländern zum 31. Dezember 2019 erhoben hat. 

Demnach fallen die Ergebnisse sehr heterogen aus: Zum Stichtag haben nur die klinischen Register in 

Baden-Württemberg, Bremen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland alle geforderten 43 Förderkriterien 

erfüllt. Ende des Jahres würden voraussichtlich nur acht der insgesamt 18 klinischen Register allen 

notwendigen Kriterien nachkommen können, heißt es. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Interkulturelle Öffnung in der Behindertenhilfe 

Mit dem Projekt „Perspektivenwechsel: Interkulturelle Öffnung in der Behindertenhilfe“ wollte der 

Paritätische Gesamtverband zwischen Juli 2018 und August 2020 die interkulturelle Öffnung in der 

https://www.krebshilfe.de/fileadmin/Downloads/PDFs/Stellungnahmen/Deutsche_Krebshilfe_-_Positionspapier_Krebs_und_Armut.pdf
https://www.drogenbeauftragte.de/presse/pressekontakt-und-mitteilungen/2020/i-quartal/gaming-social-media-corona-dak-gesundheit-startet-praeventionsoffensive-mediensucht-2020.html
https://www.nationale-demenzstrategie.de/fileadmin/nds/pdf/2020-07-01_Nationale_Demenzsstrategie.pdf
https://www.der-paritaetische.de/publikationen/expertise-arm-abgehaengt-ausgegrenzt-eine-untersuchung-zu-mangellagen-eines-lebens-mit-hartz-iv/
https://www.aerztezeitung.de/Politik/Bei-jedem-zweiten-Krebsregister-hakt-es-412409.html
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Behindertenhilfe fördern und somit zur Verbesserung der Teilhabechancen der Menschen mit Migra-

tionshintergrund in der Behindertenhilfe beitragen. 

Nun wurden eine Zusammenfassung der Ergebnisse, sowie eine Reihe von kurzen Videos, die in die-

sem Zusammenhang entstanden sind, veröffentlicht. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 BGW-Gesundheitspreis 2021: Behindertenhilfe 

Wer geht mit gutem Beispiel voran und setzt sich in besonderer Weise für die Gesundheit am Arbeits-

platz ein? Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) belohnt en-

gagierte Einrichtungen der Behindertenhilfe mit einem Preis. Teilnehmen können BGW-Mitgliedsbe-

triebe aus allen Bereichen der Behindertenhilfe. Der Bewerbungsschluss ist der 30. November 2020. 

Mit insgesamt 45.000 Euro Preisgeld werden durchdachte Grundlagenarbeit und innovative Konzepte 

belohnt. Mit der Auszeichnung werden Unternehmen gefördert, die sich auf den Weg gemacht haben 

und dabei innovative Konzepte zur Gesundheit der Beschäftigten sowie Zielstrebigkeit unter Beweis 

stellen. Es ist nicht nötig, dass die Pläne schon bis ins letzte Detail umgesetzt sind. Voraussetzung für 

die Teilnahme ist allerdings, dass die Grundlagen für einen systematischen Schutz von Sicherheit und 

Gesundheit bei der Arbeit stimmen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Neues Qualifizierungsangebot "Dolmetschen im Gemeinwesen" -  Zur Professionalisierung des 

Berufsbilds   

Damit Ärzt*innen, Lehrer*innen, Behördenmitarbeiter*innen und andere Fachkräfte in wichtigen Ge-

sprächen mit Menschen kommunizieren können, die nicht hinreichend Deutsch sprechen, ist der Ein-

satz von qualifizierten Dolmetscher*innen notwendig. Wie aber sollten Dolmetscher*innen konkret 

reagieren, wenn sie von Patient*innen oder Klient*innen gebeten werden, etwas Wichtiges nicht zu 

übersetzen? Die hierfür notwendigen Kompetenzen und Erfüllungen der Mindeststandards werden ak-

tuell in einem Qualifizierungsprojekt durch Unterstützung des Asyl-, Migrations- und Integrations-

fonds der Europäischen Union (AMIF) und der Hamburger Behörde für Arbeit, Soziales und Integra-

tion (BASFI) umgesetzt.   

Das UKE bietet hier gemeinsam mit SEGEMI e.V. und der Hamburger Volkshochschule in den kom-

menden zwei Jahren drei Kurse zur Professionalisierung für Dolmetscher*innen in den Bereichen Ge-

sundheit, Soziales, Behörden und Bildung an. Die erste Qualifizierung „Dolmetschen im Gemeinwe-

sen“ startete bereits im August 2020 in Hamburg. Weitere Kursstart-Termine finden Sie hier. 

Eine ausführlichere Pressemitteilung sowie das Qualifizierungsplakat und den Flyer mit Details zur 

Qualifizierung und zum wissenschaftlichen Vorgängerprojekt erhalten Sie hier.  

 

 Barmer-Arztreport 2020 – Schwerpunktthema Psychotherapie 

Aufgrund der Corona-Krise ist der im März veröffentlichte Barmer „Ärztereport 2020“ mit dem 

Schwerpunkt Psychotherapie leider fast untergegangen. Die sehr gründliche Studie auf Grundlage der 

Abrechnungsdaten der Barmer-Versicherten, die eine Psychotherapie in Anspruch genommen haben, 

kommt zu dem Schluss, dass sich die psychotherapeutische Versorgung in den letzten Jahren insge-

samt – vor allem auch durch die Reform der Psychotherapie-Richtlinie – stark verbessert hat. Ein sehr 

wichtiges Ergebnis der Studie ist, dass schwer depressiv Erkrankte bei der Suche nach einem Thera-

pieplatz nicht nur nicht benachteiligt werden, sondern eine größere Chance haben, in kürzerer Frist 

einen Therapieplatz zu finden. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Neue BZgA-Daten: Einstellung der Bevölkerung zur Organ- und Gewebespende 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) veröffentlicht erste Studienergebnisse ih-

rer bundesweiten Repräsentativbefragung „Einstellung, Wissen und Verhalten der Allgemeinbevölke-

rung zur Organ- und Gewebespende in Deutschland 2020“. 

Die aktuellen Daten zeigen, dass mit 62 Prozent deutlich mehr Befragte eine Entscheidung zur Organ- 

und Gewebespende getroffen haben – bei der Befragung im Jahr 2018/2019 lag dieser Wert noch bei 

56 Prozent. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

https://www.der-paritaetische.de/schwerpunkt/migration/projekte/perspektivwechsel-interkulturelle-oeffnung-der-behinderten-und-altenhilfe/
https://www.bgw-online.de/DE/Arbeitssicherheit-Gesundheitsschutz/Aktionen-Kampagnen/bgwgesundheitspreis/Gesundheitspreis-2021-Behindertenhilfe/2021-Behindertenhilfe-node.html
http://www.zwischensprachen.de/sprachmittler_innen/termine/
http://www.zwischensprachen.de/
https://www.barmer.de/presse/infothek/studien-und-reports/arztreporte
https://www.bzga.de/presse/pressemitteilungen/2020-09-16-immer-mehr-menschen-treffen-eine-entscheidung-zur-organspende/
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 LGBTQI*-Menschen am Arbeitsmarkt: hoch gebildet und oftmals diskriminiert 

Das Deutsche Institut für Wirtschaft (DIW) veröffentlicht erstmals eine Studie zum Arbeitsleben von 

LGBTQI*-Menschen. Der Wochenbericht des DIW zeigt auf, dass LGBTQI*-Menschen in Deutsch-

land eine im Schnitt bessere Schulbildung als heterosexuelle Menschen haben. 30 Prozent der vom 

SOEP und der Universität Bielefeld befragten LGBTQI*-Menschen erfahren Diskriminierung im Ar-

beitsleben und ein Drittel der LGBTQI*-Menschen ist gegenüber Kolleg*innen nicht geoutet oder 

geht verschlossen mit der sexuellen Orientierung/Geschlechtsidentität um. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Kinder und Jugendliche 
 

 

 Berlin – Weitere neue Kinderschutzambulanz eingerichtet 

In Berlin ist die sechste Schutzambulanz für Kinder eingerichtet worden. Familiensenatorin Scheeres 

betonte, mit den regionalen Einrichtungen sei das Ziel erreicht, dass Jugendämter, Kliniken und 

Ärzt*innen enger zusammenarbeiteten. Die Verbindung von Kinder- und Jugendhilfe und medizini-

scher Diagnostik bei Verdachtsfällen von Kindeswohlgefährdungen sei wichtig, betont Gesundheits-

senatorin Kalayci. Die Ambulanzen sind in verschiedenen Kliniken angesiedelt, so auch in der Charité 

(Mitte), in den DRK Kliniken Berlin Westend (Charlottenburg), im St. Joseph Krankenhaus (Tempel-

hof), im Helios Klinikum (Buch) und im Vivantes Klinikum Neukölln. Dort arbeiten demnach Fach-

kräfte aus verschiedenen Bereichen der Medizin, Psychologie und Sozialarbeit zusammen. Die Ju-

gendämter könnten dort die medizinische Diagnostik für gefährdete Kinder erstellen lassen.  

Die ersten Kinderschutzambulanzen begannen im April 2016 mit der Arbeit. Kalayci unterstrich, die 

Berufsgruppe der Ärzt*innen sei in das Netzwerk eingebunden. Die Verbindung von Kinder- und Ju-

gendhilfe und medizinischer Diagnostik bei Verdachtsfällen von Kindeswohlgefährdungen sei wich-

tig. Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 WHO-Bericht: Rauchen weiterhin eine zentrale Herausforderung für die Gesundheit von Kin-

dern und Jugendlichen 

Die jüngste Studie über das Gesundheitsverhalten von Kindern im schulpflichtigen Alter mit Schwer-

punkt auf der Gesundheit und dem Wohlbefinden von Jugendlichen zeigt, dass das Rauchen von Zi-

garetten insbesondere unter 15-Jährigen weiterhin erschreckend weit verbreitet ist. In dieser Alters-

gruppe geben 15% der Jugendlichen an, mindestens einmal in den letzten 30 Tagen eine Zigarette 

geraucht zu haben, und nahezu jeder dritte Jugendliche erwähnt, Rauchen bereits einmal ausprobiert 

zu haben (27% der Mädchen und 29% der Jungen). 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Stellungnahme des Paritätischen zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung sexu-

alisierter Gewalt gegen Kinder 

Das Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) hat einen Referentenentwurf für 

ein Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder vorgelegt. Der Paritätische Gesamt-

verband hat im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) dazu 

Stellung genommen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Niedergelassene  
 

 

 DGVT-BV-Info: Konsultationen per Telefon während der Corona-Pandemie – Weiterhin mög-

lich, jedoch keine Ausweitung vorgesehen 

Psychologische Psychotherapeut*innen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen 

(ebenso: Ärztliche Psychotherapeut*innen, FÄ für Neurologie / FÄ für Nervenheilkunde / FÄ für Neu-

rologie und Psychiatrie / FÄ für Psychiatrie und Psychotherapie / FÄ für Neurochirurgie / FÄ für 

https://www.diw.de/de/diw_01.c.798165.de/publikationen/wochenberichte/2020_36_1/lgbtqi_-menschen_am_arbeitsmarkt__hoch_gebildet_und_oftmals_diskriminiert.html
https://www.sueddeutsche.de/gesundheit/gesundheit-berlin-neue-kinderschutzambulanz-in-berlin-eingerichtet-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200914-99-559303
http://www.gbe-bund.de/pdf/Faktenbl_rauchverhalten_2017_18.pdf
http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/67dbe7183a1c8413c12585e3005de359/$FILE/2020-09-14%20Stellungnahme%20Bek%C3%A4mpfung%20sex.%20Gewalt%20gegen%20Kinder.pdf
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Psychosomatische Medizin und Psychotherapie / FÄ für Kinder- und Jugendpsychiatrie bzw. Kinder- 

und Jugendpsychiatrie und –psychotherapie) können bereits seit April 2020 die neue Leistung der 

GOP 01433 (154 Punkte / 16,92 Euro) als Zuschlag zur GOP 01435 (88 Punkte / 9,67 Euro) für die 

telefonische Beratung durch den/die Ärzt*in/Psychotherapeut*in oder zur Grundpauschale abrechnen.  

Eine Ausweitung dieser Abrechnungsmöglichkeit ist – weiterhin – nicht vorgesehen.  

Details finden Sie im hier Mitgliederbereich. 

 

 DGVT-BV-Info: Videosprechstunde – Aktuelle Abrechnungsmöglichkeiten 

In einem ausführlichen Beitrag in unserem Mitgliederbereich finden Sie die aktuellen Regelungen zur 

Videosprechstunde sowie weitere Hinweise unseres Verbands zur Abrechnung (inklusive Abrech-

nungsbeispiele) dieser Leistungen.  

Psychotherapeut*innen dürfen während der Corona-Krise neben Einzeltherapiesitzungen auch 

Psychotherapeutische Sprechstunden und probatorischen Sitzungen (auch neuropsychologische 

Therapie) per Video durchführen. Eine Psychotherapie kann somit auch ohne persönlichen Kon-

takt zwischen Patient*in und Therapeut*in beginnen. Dies sollte besonderen Einzelfällen vorbe-

halten bleiben. 

Diese Regelung gilt bis 31. Dezember 2020. Über eine mögliche Verlängerung der Sonderregelung 

über den 31. Dezember 2020 hinaus wird nach Auskunft der KBV bis zum 15. November 2020 bera-

ten!  

Weitere Informationen finden Sie hier.  

 

Eine kommentierte Vergütungsübersicht des DGVT-BV zur Videosprechstunde (mit Abrech-

nungsbeispielen) finden Sie hier.  
 

In der DGVT-BV-Übersicht werden Abrechnungsbeispiele dargestellt zu folgenden Konstellationen 

in der Praxis, in denen die Videobehandlung zum Einsatz kommen kann: 

 Neuaufnahme eines/einer Patient*in bei ausschließlicher Durchführung von Videositzungen in 

der Richtlinienpsychotherapie 

 Neuaufnahme eines/einer Patient*in bei gemischter Durchführung von persönlichen Sitzungen 

und Videositzungen in der Richtlinienpsychotherapie 

 Integration von Videositzungen in eine bereits laufende Richtlinienpsychotherapie 

 Integration von Videositzungen in eine bereits laufende Richtlinienpsychotherapie im Rahmen 

der Rezidivprophylaxe 

 Neuaufnahme eines/einer Patient*in bei gemischter Durchführung von persönlichen Sitzungen 

und Videositzungen auch mit Bezugspersonen in der Richtlinienpsychotherapie 

 

 Psychotherapeut*innen dürfen ab sofort auch psychiatrische häusliche Krankenpflege verord-

nen 

Eine psychiatrische häusliche Krankenpflege darf künftig auch von Psychologischen Psychothera-

peut*innen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen verordnet werden. Bisher waren nur 

bestimmte Facharztgruppen sowie für einen begrenzten Zeitraum Hausärzt*innen dazu befugt. 

Mit dem Gesetz zur Reform der Psychotherapeutenausbildung wurden zum 1. September 2020 die 

Befugnisse der Psychologischen Psychotherapeut*innen und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-

peut*innen in Bezug auf die Verordnung von psychiatrischer häuslicher Krankenpflege (pHKP) er-

weitert. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat diese Erweiterung in der Richtlinie zur Ver-

ordnung häuslicher Krankenpflege umgesetzt. Damit dürfen PP und KJP Leistungen der pHKP analog 

der verordnungsberechtigten Fachärzt*innen verordnen. Eine Übersicht der Diagnosen, für die häus-

liche Krankenpflege verordnet werden kann, findet sich in der Information auf der Homepage der 

KBV. Weitere Informationen finden Sie hier.  

 

 DSGVO-Abmahnungen gegen Praxen: Neues Gesetz soll vor weiteren Abmahnwellen schützen 

Das nun verabschiedete Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs könnte Praxisinhaber*innen vor 

unseriösen Abmahnungen schützen. Erhalten bleibt unterdessen das Klagerecht der Kammern gegen 

Praxen. Relativ sang- und klanglos hat der Bundestag Anfang September das Gesetz zur Stärkung des 

https://www.dgvt-bv.de/news-details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=5408&cHash=2755525927935bf7a9e28095f15e1882
https://www.dgvt-bv.de/news-details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=5409&cHash=051e0a8a328137f6a379204ac9804a47
https://www.dgvt-bv.de/news-details/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=5264&cHash=5ba05f5281e24d27649e2247e27bc72e
https://www.kbv.de/html/1150_48082.php.
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fairen Wettbewerbs in zweiter und dritter Lesung verabschiedet. Für niedergelassene Ärzt*innen, 

Zahnärzt*innen und Psychotherapeut*innen hat das Gesetz teils unmittelbare Auswirkungen. 

Aufatmen können Praxisinhaber*innen auch in puncto Abmahnungen gegen angebliche Verstöße auf 

ihrer Website gegen die EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Nach den Änderungen des Ge-

setzes zur Stärkung des fairen Wettbewerbs hat der Abmahnende keinen Anspruch auf Ersatz der Kos-

ten der Abmahnung, wenn es sich um den Datenschutzverstoß eines Unternehmens mit weniger als 

250 Mitarbeiter*innen handelt.  

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Kostenerstattung 
 

 

 Beratungsangebot zum Sonderbedarf für Mitglieder des DGVT-Berufsverbands 

Dr. Felicitas Bergmann, niedergelassene Kinder- und Jugendlichenspsychotherapeutin aus Essen, bie-

tet in der nächsten Zeit wieder kollegiale telefonische Beratung zur Sonderbedarfszulassung an. Der 

sog. Sonderbedarf kann je nach Region/KV-Bezirk eine interessante Möglichkeit sein, sich im ambu-

lanten Bereich beruflich zu verankern. Frau Bergmann selbst ist im Wege der Sonderbedarfszulassung 

seit 2018 Vertragspsychotherapeutin.  

Bei Interesse melden Sie sich bitte per E-Mail in der Bundesgeschäftsstelle (info@dgvt-bv.de), wir 

vermitteln Ihnen dann einen Telefon-Termin.  

Den „DGVT-BV-Fahrplan Sonderbedarfszulassung“ mit vielen instruktiven Hinweisen zum Thema 

finden Sie im Mitgliederbereich unter „DGVT-BV-Mitgliederinfos“:  

https://www.dgvt-bv.de/mitgliederbereich/dgvt-bv-mitgliederinfos/ 

 

 DGVT-BV-Info: BPtK erwirkt höhere Honorare für die Behandlung von Soldat*innen in Pri-

vatpraxen 

Die BPtK berichtet am 21. September 2020 über einen Verhandlungserfolg mit dem Bundesverteidi-

gungsministerium. Rückwirkend ab dem 1. August erhalten Psychotherapeut*innen in Privatpraxen 

für die Behandlung von Soldat*innen eine höhere Vergütung (nach GOÄ/GOP). Damit wird die seit 

2019 bestehende höhere Bewertung aller antragspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen nach 

dem EBM zumindest teilweise nachvollzogen. 

Ab dem 1. August 2020 gilt für die psychotherapeutischen Leistungen bei Soldat*innen in Privatpra-

xen der 2,3-fache Satz der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ/GOP).  

Zusätzlich erhalten Psychotherapeut*innen, die eine tiefenpsychologisch fundierte oder analytische 

Psychotherapie durchführen, 5 Euro Zuschlag pro Sitzung. Insgesamt erhalten Psychotherapeut*innen 

damit für eine Verhaltenstherapie zukünftig 100,55 Euro und für eine tiefenpsychologisch fundierte 

oder eine analytische Psychotherapie 97,50 Euro pro Sitzung. Die unterschiedliche Vergütung der 

Psychotherapieverfahren ergibt sich aus einer historisch ungleichen Bewertung der Leistungen in der 

GOÄ. Forderungen der BPtK nach einer weiteren Angleichung an die Vergütung in der vertragspsy-

chotherapeutischen Versorgung wurden vom Bundesverteidigungsministerium abgelehnt. Darüber 

hinaus kann, so die BPtK-Info weiter, rückwirkend vom 9. April 2020, zunächst befristet bis zum 30. 

September 2020, einmal pro Sitzung der Hygienezuschlag (GOÄ 245) zum 1,7-fachen Satz abgerech-

net werden. Sollte dieser Hygienezuschlag durch eine Vereinbarung von Bundesärztekammer und Pri-

vater Krankenversicherung verlängert werden, gilt dies automatisch auch für die Vereinbarung der 

BPtK mit der Bundeswehr.  

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.aerztezeitung.de/Wirtschaft/Gesetz-soll-vor-weiteren-Abmahnwellen-schuetzen-412837.html
https://www.dgvt-bv.de/mitgliederbereich/dgvt-bv-mitgliederinfos/
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Aktuelle externe Forschungsprojekte 
 

 

Hier finden Sie Hinweise auf Forschungsvorhaben und Umfragen anderer Institutionen, an denen Sie bei 

Interesse teilnehmen können. Für den Inhalt der Projekte sind ausschließlich die Studienbetreiber*innen 

zuständig. Aktuell können Sie an folgenden Umfragen bzw. Studien teilnehmen: 

 

 Einladung zur Teilnahme an einer Online-Befragung des Unabhängigen Beauftragten für Fra-

gen des sexuellen Kindesmissbrauchs und des Universitätsklinikums Ulm zu belastenden Erfah-

rungen in Kindheit und Jugend (im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung des „Hil-

fetelefon Sexueller Missbrauch“) 

(Online; Dauer ca. 10 Minuten; Die Befragung richtet sich an Personen, die sexuellen Missbrauch in 

Kindheit oder Jugend erfahren haben) 

Zur Online-Befragung geht es hier. 

Kontakt: Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs; Dr. Manuela Stöt-

zel, Leiterin „Arbeitsstab des UBSKM“, manuela.stoetzel@ubskm.bund.de 

 

 Studie "App auf Rezept" 
Einfluss der Covid-19 Krise und des Digitale-Versorgung-Gesetzes (DVG) auf die (Intention zur) 

Nutzung von und die Einstellung gegenüber digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) in der Psy-

chotherapie in Deutschland 

(Online; Dauer: 15 - 20 Minuten; Teilnahme bis 15. Oktober 2020 möglich) 

Zur Studie geht es hier.  

Kontakt: Helene Splieth; helene.splieth@charite.de; Charité Berlin 

 

 Studie „Barrieren, die Menschen mit Psychose den Zugang zu Psychotherapie erschweren“ 

(Online; Dauer: 15 - 20 Minuten; Teilnahme bis Januar 2021 möglich) 

Zur Studie geht es hier.  

Kontakt: Dr. Mar Rus-Calafell, Forschungs- und Behandlungszentrum für psychische Gesundheit, 

Ruhr-Universität Bochum, mar.rus-calafell@rub.de 

 

 

Kleine Anfragen der Fraktionen im Bundestag 
 

 

 Kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion: Auswirkungen der Psychotherapie-Richtlinie-Re-

form und des Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) auf die psychotherapeutische 

Versorgung 

Die Zahl der psychotherapeutischen Behandlungsanfragen und Behandlungen von Erwachsenen und 

Kindern ist in den vergangenen Jahren sprunghaft gestiegen. Das geht aus der Antwort (19/22034) der 

Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/21716) der FDP-Fraktion hervor. Demnach haben die 

Terminservicestellen (TSS) 2017 rund 61.000 Vermittlungswünsche für eine psychotherapeutische 

Sprechstunde registriert, 2018 waren es rund 99.000 und 2019 rund 131.000. Für kinder- und jugend-

psychotherapeutische Termine lag die Zahl der Vermittlungswünsche 2017 bei rund 2.600, 2018 bei 

rund 4.200 und 2019 bei rund 6.000. Nach Angaben der KBV wurden seit 2017 insgesamt rund 19 

Mio. psychotherapeutische Sprechstunden abgehalten: 2017 waren es rund 4,35 Mio., 2018 rund 7 

Mio. und 2019 rund 7,7 Mio. Auch die Zahl der psychotherapeutischen Aktubehandlungen hat stark 

zugenommen, wie aus der Antwort hervorgeht. 2017 waren es rund eine Million Akutbehandlungen, 

2018 rund 2,3 Mio. und 2019 rund 2,7 Mio. 

Die KBV hat hierzu einen Zahlen-Vergleich veröffentlicht: Die Zahl der psychotherapeutischen Be-

handlungsanfragen und Behandlungen von Erwachsenen und Kindern ist in den vergangenen Jahren 

sprunghaft gestiegen. Nach Auskunft der KBV gingen bei den Terminservicestellen seit 2017 Ver-

mittlungswünsche von erwachsenen Patient*innen für eine psychotherapeutische Sprechstunde in 

nachfolgender Anzahl ein: 

https://ace.hilfetelefon-missbrauch.de/
https://www.soscisurvey.de/diga_psychotherapie/
https://bochumpsych.eu.qualtrics.com/jfe/form/SV_25Jnize4JKTBjEN
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/220/1922034.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/217/1921716.pdf
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2017 ca. 61.000 eingegangene Vermittlungswünsche, 

2018 ca. 99.000 eingegangene Vermittlungswünsche, 

2019 ca. 131.200 eingegangene Vermittlungswünsche. 

Die Anzahl der Vermittlungswünsche für kinder- und jugendpsychotherapeutische Termine betrug: 

2017 ca. 2.600 eingegangene Vermittlungswünsche, 

2018 ca. 4.200 eingegangene Vermittlungswünsche, 

2019 ca. 6.000 eingegangene Vermittlungswünsche. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der FDP: Reform der Psychotherapeutenaus-

bildung „auf gutem Weg“ 

Am 1. September tritt die Reform der Psychotherapeutenausbildung in Kraft. Die Bundesregierung ist 

davon überzeugt, dass die Länder und die Universitäten bei ihrer Umsetzung „auf einem guten Weg“ 

sind, antwortet sie auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der FDP (Bundestagsdrucksache 19/21270). 

Mit dem Reformgesetz seien die Weichen gestellt worden für eine moderne und attraktive Psychothe-

rapeutenausbildung, die den angehenden Psychotherapeut*innen und den Patient*innen auf Dauer zu-

gutekommen werde. Eine wichtige Klarstellung nimmt sie zur Vergütung von Ausbildungsteilneh-

mer*innen vor, die in der Übergangsphase nach altem Recht noch das „Psychiatriejahr“ absolvieren 

müssen. Während dieser Zeit haben sie einen Anspruch auf eine Vergütung in Höhe von 1.000 Euro 

im Monat, wenn sie diese praktische Tätigkeit in Vollzeitform absolvieren. Diese Vollzeitform werde 

mit einer Tätigkeit im Umfang von 26 Wochenstunden erfüllt. 

Zur Frage einer möglichen Unterfinanzierung des neuen Studiums verweist die Bundesregierung auf 

die Zuständigkeit der Länder. Der Reform lägen die Zahlen zugrunde, die im Vorfeld des Gesetzent-

wurfs von den Ländern genannt wurden. Daher setze sie auf die Länder, dass es eine ausreichende 

Anzahl neuer Studienplätze geben wird. 

Weitere Informationen finden Sie hier.  

 

 Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage FDP:  Internationale Gesundheitsvorschrif-

ten 

Darin heißt es, dass gerade in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen weiterhin große De-

fizite beim universellen Zugang zur Gesundheitsversorgung bestehen. Es sei festzustellen, dass beson-

ders in Ländern mit niedrigen Einkommen die Defizite breit gestreut sind. Zu nennen sind unter ande-

rem fehlendes ausgebildetes Personal, ungesicherte Finanzierung der Notfallkapazitäten, unzu-

reichende Labor- und Surveillancekapazitäten und unzureichende Kapazitäten an Grenzübergangsstel-

len. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion: Einsamkeit während 

der COVID-19-Pandemie 

In der Coronakrise können nach Einschätzung der Bundesregierung insbesondere ältere Menschen 

vereinsamen. Dem Thema Einsamkeit müsse daher auch auf politischer Ebene vermehrt Aufmerksam-

keit zukommen, heißt es in der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Frak-

tion. In der großen Bandbreite einsamer Menschen seien vor allem Ältere ab 80 Jahren betroffen. Die 

Vorkehrungen zur Eindämmung des Coronavirus, die mit der Einschränkung sozialer Kontakte ein-

hergingen, stellten besondere Härten für einsame Menschen dar. Geholfen habe insbesondere das so-

ziale Engagement in der Nachbarschaft. Die Maßnahmen zum Infektionsschutz hätten gravierende 

Auswirkungen auf das soziale Leben von Menschen in Pflegeeinrichtungen. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion: Einflussnahme der 

Krankenkassen auf psychotherapeutische Behandlungen  

Die FDP-Fraktion hat Ende Juli eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung gerichtet, welche Infor-

mationen vorliegen zum Krankengeldmanagement der Krankenkassen bei psychisch kranken Men-

schen (BT-Drucksache 19/21503). Die Bundesregierung hat geantwortet, dass es dazu bei den einzel-

nen Aufsichtsbehörden nur ausgesprochen vereinzelt Beschwerden der Versicherten gebe. Die Bun-

https://www.bundestag.de/services/suche?suchbegriff=FDP%3A+Auswirkungen+der+Psychotherapie-Richtlinie-Reform+und+des+Terminservice-+und+Versorgungsgesetzes+%28TSVG%29+auf+die+psychotherapeutische+Versorgung
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/212/1921270.pdf
https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/221/1922104.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/220/1922029.pdf
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desregierung stellt dennoch klar, welche Rechte und Pflichten Krankenkassen gegenüber ihren Versi-

cherten haben und dass bei Zuwiderhandlungen Seitens der Kassen Beschwerde bei den zuständigen 

Aufsichtsbehörden eingelegt werden solle. 

Die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion finden Sie hier.  

Die Antwort der Bundesregierung finden Sie hier. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Termine – DGVT-Fortbildung 
 

 

 50th EABCT Congress: Informationen zur Teilnahmebescheinigung und zu Fortbildungspunk-

ten 

Vom 2.-5. September 2020 fand online der 50th EABCT Congress zum Thema "Adapting CBT to 

socially and culturally diverse environments" statt.  

Die Veranstaltung ist von der Psychotherapeutenkammer Baden Württemberg anerkannt. Eine ent-

sprechende Teilnahmebescheinigung mit Angaben zu den Fortbildungspunkten kann ab sofort unter 

fortbildung@dgvt.de kostenfrei beantragt werden. Bitte reichen Sie hierzu Ihre EABCT-Teilnahme-

bescheinigung ein. 

 

Aufgrund der aktuellen Situation möchten wir Sie darauf aufmerksam machen, dass es zu wei-

teren Absagen von Veranstaltungen kommen kann. In diesem Falle werden Sie von uns recht-

zeitig informiert. Bei Fragen können Sie sich gerne an fortbildung@dgvt.de wenden.  

  

 Spieltherapeutische Interventionen in der Verhaltenstherapie 

Start der Reihe: 25.09.2020 in Reutlingen 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 „Fehler sind was uns fehlt“ (P. Waterhouse) – Die Bedeutung von Fehlern und Scheitern für die 

berufliche Entwicklung und Identität 

26.-27.09.2020 in Hamburg 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Schematherapie  – Einführungsworkshop 

16.-17.10.2020 in Köln 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Überwindung chronischen Aufschiebeverhaltens 

24.10.2020 in München 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Schlafstörungen behandeln 

14.11.2020 in Bremen 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Smart Therapy – Internet und APPs in der psychotherapeutischen Behandlung 

21.11.2020 in Münster 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Praktisches Know-how zur Durchführung von Gruppentherapien 

21.-22.11.2020 in Naumburg 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Motivational Interviewing – Vom Widerstand zur Kooperation 

21.-22.11.2020 in Frankfurt am Main 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Impact Therapy 

28.-29.11.2020 in Mannheim 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Kreative Techniken in der Psychotherapie 

28.-29.11.2020 in München 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/212/1921206.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/215/1921503.pdf
https://www.dgvt-bv.de/einflussnahme-der-krankenkassen-auf-psychotherapeutische-behandlungen/
mailto:fortbildung@dgvt.de
mailto:fortbildung@dgvt.de
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/57?cHash=38bf5d9827e4f5023d8e612879770634
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/21?cHash=da05d4b346b01c791e50a3f7a4ccf658
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/25?cHash=722a2f11aee173f2b2d3317df9f75be7
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/26?cHash=876921b2a72db563de1d12c492d7cd93
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/28?cHash=3035e481567fef6babb7785e73aef829
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/29?cHash=f2be3601b5cb747cb1d5619b01f6e5f1
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/78?cHash=b9b750b935f37b2aee8389e0332ddd21
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/30?cHash=a55de2279519778e5e7cef7266b8a506
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/32?cHash=c813a5d33ecc2f17484a9a7665416200
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/31?cHash=d6d8ca7866219598586f5d660ee5e774
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 Paartherapie Aufbau - Fallseminar 3: Schwierige Situationen in der Paartherapie 

04.-05.12.2020 online über die Plattform "Zoom"  
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Akzeptanz- und Commitment-Therapie (ACT) in der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 

– Einführung 

11.-12.12.2020 in Hamburg 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Gruppenpsychotherapie mit Kindern und jungen Erwachsenen 

12.-13.12.2020 in Konstanz 

Weitere Informationen finden Sie hier. 
 Gesprächsführung mit hochstrittigen Eltern  

15.-16.01.2021 in Berlin 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Zieloffene Verhaltenstherapie in Gruppen 

16.-17.01.2021 in Konstanz 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Zwischenmenschliche Baustellen im Therapiezimmer 

16.01.2021 in Berlin 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Suizidalität: Risikoabschätzung & Krisenintervention 

23.01.2021 in München 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Erledigen statt Aufschieben – ein Seminar zum Thema Prokrastination 

28.01.2021 online über die Plattform „Zoom“ 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 „Bring your family“ Würdevolle Angehörigenarbeit – Angehörige im Schatten der Betroffenen-

behandlung 

23.-24.01.2021 in Hamburg 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 KIKOS 1: Klopfen mit Kindern nach PEP 

29.-30.01.2021 in Berlin 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Termine – DGVT-BV-Fortbildung 
 

 

Aufgrund der aktuellen Situation möchten wir Sie darauf aufmerksam machen, dass es zu wei-

teren Absagen von Veranstaltungen kommen kann. In diesem Falle werden Sie von uns recht-

zeitig informiert. Bei Fragen können Sie sich gerne an fortbildung@dgvt-bv.de wenden.  

 

 Abrechnung nach dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) und der Gebührenordnung für 

Psychotherapeuten (GOP) für PP 

13.11.2020 in Herdecke 
Weitere Informationen finden Sie hier  

 Online-Therapie und -Beratung 

14.-15.11.2020 in Düsseldorf 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Abrechnung nach dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) – für PP (Web-Seminar)  

19.11.2020 online über die Plattform "clickmeeting" 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Abrechnung nach dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) und der Gebührenordnung für 

Psychotherapeuten (GOP) für KJP 

25.11.2020 in Krefeld 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/76?cHash=4bda6f19e1c175ac482c4b1074d90aa6
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/33?cHash=86391ccb8ff1afbd0d355a57357415a2
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/77?cHash=64b72d9affb21934f8e7713dcee0bf33
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/34?cHash=5295a479dcdc6cf644f3e2e72a41f3c6
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/79?cHash=c0c70c6ba38436c059b8f656198b6981
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/35?cHash=a76b97255a0f8b7432e1f96f75b17193
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/36?cHash=94c7c418948fa1174ef2b902201d2467
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/93?cHash=732ced5567c757fac0beec6fac7913c0
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/37?cHash=81c8731f55de2e697c74476316d0a4a8
https://www.dgvt-fortbildung.de/seminar/seminar/66?cHash=22cd70f960ea98a567bfbef5308cdcf3
mailto:fortbildung@dgvt-bv.de
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/abrechnungen/abrechnung-nach-ebm-und-gop/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/online-therapie-und-beratung/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/abrechnungen/abrechnung-nach-dem-ebm/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/abrechnungen/abrechnung-nach-ebm-und-gop/


 
 
 

17 

 

 

 Approbation – was nun? (regionaler Schwerpunkt Bayern) 

27.11.2020 online über die Plattform „Zoom“ 

Weitere Informationen finden Sie hier. 
 Psychotherapie in der Kostenerstattung (Web-Seminar) 

19.01.2021 online über die Plattform "clickmeeting" 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Abrechnung nach dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) – für KJP (Web-Seminar) 

03.03.2021 online über die Plattform "clickmeeting" 

Weitere Informationen finden Sie hier. 
 Abrechnung nach der Gebührenordnung für Psychotherapeuten (GOP) – für KJP (Web-Semi-

nar) 

07.04.2021 online über die Plattform "clickmeeting" 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 Wirtschaftliche Praxisführung 

16.-17.04.2021 in München 

Weitere Informationen finden Sie hier.  

 

 

Termine – Tagungen 
 

 

 Online-Veranstaltung der DGVT-Fachgruppe Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 

Thema: Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie in schwierigen Zeiten 

07.11.2020 online über die Plattform „Zoom“ 
Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

 

Termine der Landesgruppen 
 

 

 Bayern 

Tag der Angestellten am Samstag, 10. Oktober 2020 von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr. Der Tag der Ange-

stellten findet live statt (Internationales Begegnungszentrum – IBZ Amalienstraße 38, 80799 München-

Schwabing) und kann auch virtuell besucht werden. Bitte beachten Sie, dass aufgrund der Corona-

Pandemie nur eine limitierte Anzahl an Präsenz-Teilnahmen ermöglicht wird. Alle Details zum An-

meldeverfahren finden Sie hier. Für die Veranstaltung wurden 5 Fortbildungspunkte bei der PTK Bay-

ern beantragt. Die Veranstaltung ist kostenfrei.  

 

 Hamburg 

Virtuelles DGVT(-BV)-Familientreffen für Mitglieder in und um Hamburg am Montag, 26. Oktober 

2020 von 19.00 Uhr bis 21.00 Uhr. Wir möchten uns über aktuelle (über-)regionale berufspolitische 

Entwicklungen und persönliche berufliche Anliegen austauschen. Fragen, Wünsche oder Themen aller 

Art sind willkommen. Wir bitten um eine kurze Anmeldung zur Videokonferenz (per Mail an: ham-

burg(at)dgvt(dot)de).  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/approbation-was-nun/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/kostenerstattung/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/abrechnungen/abrechnung-nach-dem-ebm/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/abrechnungen/abrechnung-nach-der-gop/
https://www.dgvt-bv.de/veranstaltungen/wirtschaftliche-praxisfuehrung/
https://www.dgvt-fortbildung.de/tagungen/praxistage-der-kinder-und-jugendlichenpsychotherapie
https://www.dgvt-bv.de/fileadmin/user_upload/Landesgruppen/Bayern/Flyer_Tag_der_Angestellten_2020.pdf
javascript:linkTo_UnCryptMailto('ocknvq,jcodwtiBfixv0fg');
javascript:linkTo_UnCryptMailto('ocknvq,jcodwtiBfixv0fg');
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Newsletter abbestellen 
Wenn Sie den Newsletter abbestellen wollen, senden Sie bitte eine E-Mail mit dem Betreff „Newsletter 

nein“ an dgvt@dgvt.de oder klicken Sie hier. 
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